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Wahlen 2023: Schweiz zurückgewinnen!
Unser Land, die Schweiz, ist nicht mehr die Schweiz. Jemand hat sie uns weggenommen. Es ist die Classe Politique, welche 
uns unsere Heimat stiehlt. Wir müssen sie endlich zur Verantwortung ziehen. Eine politische Mehrheit bestehend aus FDP, Mit-
te, GLP, SP und Grüne, ist verantwortlich für die Aufgabe unserer Neutralität, die gescheiterte Energiestrategie, die diskriminie-
rende Corona-Zeit, die ungebremste Masseneinwanderung, die woke Umkrempelung unserer Gesellschaft, wie auch für das 
erneut aufflammende Asylchaos. Die Junge SVP hat anlässlich ihrer Delegiertenversammlung vom 22. April 2023 in Bellinzona 
deshalb ihre Kampagne für die eidg. Wahlen vom Oktober lanciert: «Schweiz zurückgewinnen!».

Wie wird uns die Schweiz wegge-
nommen?
1. �Es findet eine Einschränkung unserer persön-
lichen Freiheit statt.

2. �Wir verlieren unsere Lebensqualität.
3. �Unsere Sicherheit und unser Wohlstand wer-
den gefährdet.

1. Einschränkung unserer persön-
lichen Freiheit
Die Classe Politique schränkt die persönliche 
Freiheit der Bürger in diversen Lebensbereichen 
immer stärker ein:

Klimapolitik
Kosten für Haussanierungen steigen ins Un-
ermessliche, funktionierende Öl- und Gashei-
zungen sollen ersetzt, Benzin und Diesel soll 
faktisch verboten werden. Grüne Kreise fordern 
staatliche Einschränkungen des Fleischkon-
sums, für Neubauten gibt es eine Solarpflicht. 
Aufgrund der gescheiterten Energiestrategie 
wurden vergangenen Winter Stromsparmassnah-
men eingeführt, im Energiebericht findet eine 
massive Teuerung statt. Hart arbeitende Büetzer 
und Familien des Mittelstands leiden unter einer 
enormen finanziellen Mehrbelastung – wie dies 
unsere Partei bereits vor Jahren prophezeit hat!

Gesellschaftspolitik
Woke-Ideologie: Das System der fanatisch-
übertriebenen politischen Korrektheit will uns 

vorschreiben, wie wir zu leben, zu reden und zu 
denken haben. Andere demokratische Meinun-
gen werden ausgegrenzt und «gecancelt» - von 
jener Classe Politique, die ansonsten immer 
vorgibt, sich für Werte wie «Toleranz», «In-
klusion» und «Diversität» einzusetzen. Mittels 
exzessiver Anwendung der «Anti-Diskriminie-
rungsstrafnorm» findet eine strafrechtliche Ver-
folgung von Meinungsäusserungen statt, welche 
nicht dem eigenen Weltbild entsprechen. Lau-
fend werden absurde Verbotsforderungen auf-
grund angeblicher «kultureller Aneignung» für 
das Blondieren der Haare, das Tragen von Rastas 
durch Weisse bis hin für das Ausstrahlen von 
Winnetou-Spielfilmen in den Raum geworfen. 
Es gehört längst zum guten Ton, Frauenquoten in 
allen möglichen Gremien zu fordern, weiter soll 
allen 72 angeblich existierenden Geschlechtern 
offenstehende Gender-Toiletten entstehen. Die 
sinnlosen Sprachgebote im Sinne der Verwen-
dung des Gender- «:» oder Gender- «*» sind 
hierbei nicht das Hauptproblem, aber das Tüpfel-
chen auf dem i dieser allumfassenden, tiefgrei-
fenden und gefährlichen Woke-Ideologie.

Coronapolitik
Während den vergangenen Jahren der Corona-
Massnahmen gab es Einschränkungen diverser 
Grundrechte. Eine aktive Diskriminierung und 
Ausgrenzung nicht zertifizierter Menschen hat 
stattgefunden. Personen, welche aufgrund ihrer 
persönlichen Risikoanalyse zum Schluss ge-
kommen sind, sich nicht impfen zu wollen, wur-
den geächtet und als «Corona-Skeptiker» (wer 
ist das nicht?) und «Schwurbler» verunglimpft. 
Mit unverhältnismässigen Massnahmen, mit dis-
kriminierenden Einschränkungen, mit massiven 
Eingriffen in unsere Grundrechte wurde eine 
scheinbar allumfassende, für jedermann obli-
gatorische Vollkasko-Versicherung eingeführt. 
Dies alles, um einem Problem Herr zu werden, 
welches sich doch durch so viele alternative, in-
dividuelle, persönliche Lösungen hätte bändigen 
lassen.

  
Von Nils Fiechter,
Chef Strategie Junge 
SVP Schweiz,
Gemeindeverwalter
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2. Verlust unserer Lebensqualität
In diversen Bereichen verlieren wir aufgrund ei-
ner verfehlten Politik der Classe Politique unsere 
Lebensqualität.

Die Classe Politique verweigert es, die Re-
gulierung der Einwanderung gemäss Verfas-
sungsauftrag umzusetzen. Die von Volk und 
Ständen angenommende SVP-Volksinitiative 
«gegen Masseneinwanderung» wurde komplett 
ignoriert, eine masslose Zuwanderung in Höhe 
von im Jahr 2022 netto zusätzlichen 200’000 
Personen wird toleriert, ja gar aktiv gefördert. 
Das von Beginn weg zum Scheitern verurteilte 
Schengen/Dublin-System führt auch in diesem 
Jahr zu einem unhaltbaren Asylchaos.
Die Folgen dieser katastrophalen Einwande-
rungspolitik lauten: Überlastung unserer In-
frastruktur und Dichtestress, Asylnotstand in 
mehreren Kantonen, Wohnungsmangel sowie 
Unbezahlbarkeit von Wohneigentum und Mie-
ten, Verlust von Grün- und Kulturlandflächen 
durch Zubetonierung.

3. Gefährdung unserer Sicherheit 
und unseres Wohlstands
Die Classe Politique ist daran, unser bewährtes 
System der bewaffneten Neutralität abzuschaf-
fen. Man möchte, dass die Schweiz eine mög-

lichst aktive Kriegspartei wird. Die EU-Sankti-
onen gegen Russland wurden 1:1 übernommen, 
Russland wie auch die USA – die zwei grössten 
militärischen Mächte unseres Planeten – halten 
die Schweiz nicht mehr für ein neutrales Land. 
US-Präsident Joe Biden, seniler Anführer der 
freien Welt, sagt vor versammeltem Kongress 
bei seiner «State of the Union Address»: «Even 
Switzerland is giving up its neutrality!». Sol-
che Aussagen werden in den diplomatischen 
Hauptstädten rund um den Globus zur Kenntnis 
genommen. Das ist besorgniserregend.

Trotzdem gehen die Forderungen, das Neutrali-
tätsrecht weiter auszureizen und die Neutralitäts-
politik auf den Scheiterhaufen der Geschichte zu 
werfen, unentwegt weiter. Die Classe Politique 
arbeitet daran, Schweizer Waffen direkt oder 
indirekt in die Ukraine zu liefern.

Doch nicht nur die militärische Sicherheit der 
Schweiz ist bedroht – auch die allgemeine 
Rechtssicherheit. Beim für unseren Finanzplatz 
und die Reputation des Landes so katastrophalen 
CS-Debakel werden Aktionäre durch den Bun-
desrat gestützt auf Notrecht – erneut Notrecht 
– de facto enteignet. Selbst wenn die nachträg-
liche Genehmigung des CS-Deals durch das 
Parlament nicht erteilt wird, soll dies gemäss 

Bundesrat keine rechtliche Wirkung entfalten. 
Die Demokratie wird einmal mehr ausgehebelt, 
einzelne Politiker erhalten mehr Macht. Wir 
verkommen zur «Demokratur».

Schweiz zurückgewinnen!
Es gilt deshalb festzustellen: Die Schweiz befin-
det sich auf dem absteigenden Ast. Unser Land 
ist nicht mehr das Erfolgsmodell früherer Zeiten. 
Die Schweiz wurde uns von der Classe Politique 
genommen!

Aus diesen Gründen hat sich die Parteileitung 
der Jungen SVP entschieden, die Wahlen 2023 
unter einem Slogan durchzuführen, der all diese 
Ausführungen auf einen gemeinsamen Nenner 
bringt: Schweiz zurückgewinnen!

Wir wollen unsere Neutralität und persönliche 
Freiheit zurückgewinnen, wir wollen eine si-
chere Energieversorgung, ein funktionierendes 
Migrationssystem und eine Woke-freie Kultur 
der Schweizer Werte zurückgewinnen!

Ich rufe Sie auf, geschätzte Leserin, geschätzter 
Leser: Unterstützen Sie uns hierbei. Verbreiten 
Sie unsere Botschaft, sorgen Sie dafür, dass wir 
im Oktober die Schweiz gemeinsam zurückge-
winnen!

Regierungsrat gibt JSVP Kanton Bern recht!
Wie die Junge SVP Kanton Bern aufdeckte, 
mischte sich der steuerfinanzierte Verband VOJA 
mittels eigens initiierter, aufwendiger  Kampa-
gne  mit eigenem Sujet, Videostatements, Ar-
gumentarium und Factsheet auf unneutrale Art 
und Weise in den Abstimmungskampf um das 
Stimmrechtsalter 16 ein, welches die Berner 
Stimmbevölkerung am 25. September 2022 
überdeutlich mit 67.2% verwarf. Die Junge 
SVP reichte daraufhin einen parlamentarischen 
Vorstoss (Interpellation «Abstimmungskampa-
gne auf staatliche Kosten?») im Grossen Rat 
ein.  Nun ist klar: Der Regierungsrat gibt 
den Bedenken der Jungen SVP in sämtlichen 
Punkten recht. So lässt sich die Berner Kan-
tonsregierung in der Interpellations-Antwort 
gar mit drastischen, eindringlichen Rügen an 
die Adresse des VOJA zitieren:
• �«Im vorliegenden Fall hat der  VOJA  eine 
eigene  politische Pro-Kampagne  «Stimm-
rechtsalter 16» geführt, welche diesem Grund-
satz  der  politischen Ausgewogenheit nicht 
entsprach.»

• �«Der Regierungsrat vertritt die Haltung, dass 
die  politische Unabhängigkeit  per se nicht 
gegeben  sein kann,  wenn kantonal finan-
zierte Institutionen oder Verbände eigene Ab-
stimmungskampagnen durchführen.»

• �«Der Regierungsrat beurteilt die  einseitige 
Politkampagne  des Verbands VOJA als un-
zulässig. Der Grundsatz der politischen und 
weltanschaulichen Neutralität ist gemäss Lei-
stungsvertrag auch bei der Öffentlichkeitsar-
beit einzuhalten.»

• �«Im Wiederholungsfall wird es zu einer Kür-
zung der Kantonsbeiträge»

• �«Heikel ist, dass sich der VOJA in dieser Fra-
ge zum Sprachrohr  einer  Position  gemacht 
hat, obwohl auch unter den Jugendlichen un-
terschiedliche Positionen vertreten wurden.»

Die Antwort des Regierungsrats ist nach dem 
Volks-Nein mit über 2/3-Mehrheit 
zum Stimmrechtsalters 16 ein wei-
terer Erfolg für die Junge SVP 
Kanton Bern. Adrian Spahr und 
Nils Fiechter, Co-Parteipräsi-
denten, meinen dazu: «Das 
Volk hat uns in der Abstim-
mung recht gegeben, der 
Regierungsrat in Bezug auf 
die Unzulässigkeit der Pro-
Kampagne von VOJA».

JSVP-Engagement 
hat Auswirkungen 
auf andere Kantone
Das Verdikt aus dem Kan-
ton Bern entfaltet seine 
Wirkung bereits auf Ab-
stimmungskämpfe in 
anderen Kantonen. So 
lässt sich das Aargau-
er Jugendparlament 
(welches ebenfalls 
mit Steuergeldern ali-
mentiert wird) folgendermas-
sen in einer Medienmitteilung zitieren: «Im 

Kanton Bern wurde eine öffentlich finanzierte 
Kampagne eines Vereines in einer Antwort des 
Regierungsrates als «einseitig und nicht neu-
tral» gerügt». (…) Aus den oben genannten 
Gründen zieht das Jugendparlament ihre Ja-
Parole für das Stimmrechtsalter 16 per sofort 
zurück. Wir wünschen dem Pro sowie dem 
Contra Komitee des SRA16 viel Erfolg und 
hoffen auf einen fairen Wahlkampf.
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Aktuelles der Jungen SVP  
auf einen Blick
In dieser Rubrik spricht der Präsident über Aktualitäten und  
politische Schwerpunkte der Jungen SVP.

Kriegstreiber in Bern stoppen – Neutralität retten
Im politischen Bern ist Unheimliches am geschehen. Verantwortungslose 
Politiker von FDP, Mitte und SP brüten von Morgen bis Abend über Ideen, 
wie man die Schweiz auf möglichst geradem Weg in den Krieg treiben 
könnte. Man setzt auf Waffenlieferungen statt auf Verhandlungen, auf 
Sanktionen statt auf Diplomatie. Der Kriegsrausch in Bern gefährdet den 
Frieden und die Sicherheit der Schweiz sowie den Wohlstand der arbeiten-
den Bevölkerung. Dagegen wird die Junge SVP aktiv.
Seit über 200 Jahren ist die Neutralität eine der wichtigsten Stützen der 
Schweiz. Sie ist immerwährend, ausnahmslos und bewaffnet. Sie garantiert 
uns Frieden, Wohlstand und Sicherheit. Deshalb positioniert sich die Junge 
SVP wie folgt zum Krieg in der Ukraine:
Keine Anpassungen des Kriegsmaterialgesetzes zugunsten von Schweizer 
Waffenlieferungen an die Ukraine. Denn wer Frieden will, schickt keine 
Waffen.

Aufhebung der Sanktionen gegen Russland. Denn diese bezahlt die hiesige 
arbeitende Bevölkerung mit sinkendem Wohlstand.
Friedensverhandlungen auf Schweizer Boden. Denn zum Schutz der globa-
len Sicherheit muss die Schweiz ihre «guten Dienste» anbieten.
Keine weitere Annäherung an die NATO sowie die Beendigung des «Part-
nership for Peace». Denn die Nähe zu bestimmten Kriegsparteien gefährdet 
die Schweizer Sicherheit.
Die Junge SVP unterstützt und befürwortet jegliche Friedensdemos, wel-
che diese Werte kundtun möchten.
Weiter ist die Junge SVP bereit, eine Änderung des Kriegsmaterialgesetzes 
mit einem Referendum zu bekämpfen. «Insbesondere die junge Generation 
geht mit Feingefühl an die Neutralitätsfrage heran und goutiert den Kriegs-
rausch in Bern nicht. Es ist deshalb unsere Aufgabe, mit einem Referendum 
zu verhindern, dass uns FDP, Mitte und SP verantwortungslos in den Krieg 
treiben», sagt David Trachsel, Präsident der Jungen SVP.

Die Junge SVP macht mit einem Video auf die Neutralitätsinitiative aufmerksam
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Janosch Weyermann, Vorstandsmitglied Pro Libertate, Nationalratskandidat, 
Stadtrat, Bern
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Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch

Wer mitmacht, kann gewinnen!

Zu gewinnen:  
5 Gutscheine für ein Essen im Restaurant Kleefeld in Bern, gestiftet von Stadt-
rat/Grossrat und alt Nationalrat Thomas Fuchs sowie 5 attraktive Bücherpreise 
aus dem Sortiment der Schweizerischen Vereinigung Pro Libertate.

Benutzen Sie den Talon auf Seite 16 oder senden Sie die Lösung  
via Mail an idee@jsvp.ch

Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 1/23
Die Frage war: Wie viele Jahre war Ueli 
Maurer Mitglied der Landesregierung? 
7, 10 oder 14 Jahre?

Auflösung: 
Ueli Maurer war 14 Jahre Mitglied der 
Landesregierung

Die Gewinner sind:
Rita Janser, Lachen /  Edith Roth Keller, 
Winterthur / Fränzi Keiser, Baar / Thomas 
Baumgartner, Gerzensee / Karl Burtscher, 
Flawil / Karin Sellars, Bern / Tanner Ulrich, 
Münsingen / Ueli Haslebacher, Ins / Katha-
rina Wittwer, Mühleberg / Monika Weibel, 
Interlaken / Hansruedi Stöckli, Höfen / 
Hansruedi Kropf, Oberwil i.S. / Anita Kel-
ler, Basel

Wo fanden die Feierlichkeiten statt?
Fast auf den Tag genau 100 
Tage nach Amtsantritt von 
Bundesrat Rösti erscheint nun 
dieses Buch, welches einen 
umfassenden und spannenden 
Rückblick auf die Feierlich-
keiten anlässlich seiner Wahl 
in Text und Bild bietet. So sind 
etwa die gehaltenen Reden 
im Wortlaut abgedruckt. Auch 
der sehr persönliche Text des 
Liedes, welche Tochter Sarina 
Rösti für ihren Vater komponiert 
hat, ist abgedruckt. Dazu kom-
men spannende Erläuterungen 
zum Programm sowie 206 
Abbildungen mit zahlreichen 
spannenden Bildern. Das Buch 
kann zum Preis von 35 Franken 
mit dem Talon auf Seite 16 be-
stellt werden.

Bild: zvg

Unter dem Deckmantel, Internetkonzerne für «gesetzeswidrige Inhalte und 
Falschinformationen» verantwortlich zu machen, fordert SP-Nationalrat Jon 
Pult ein sogenanntes «Fake News-Gesetz» (parlamentarische Initiative 21.532). 
Dieser Vorstoss ist ein brandgefährlicher Angriff auf die freiheitliche Schweiz, 
der die demokratische Meinungsbildung und Meinungsäusserungsfreiheit mit 
Füssen tritt. Die Junge SVP wird diesen Zensur-Vorstoss mit aller Kraft bekämp-
fen – wenn es sein muss, mit einem Referendum. Wir brauchen kein staatliches 
Wahrheitsministerium, welches das Internet zensiert und in anmassender Weise 
darüber entscheiden will, was wahr ist und was nicht.
Nur schon die Vorstellung, dass in der Schweiz eine staatliche Stelle geschaffen 
wird, die frei geäusserte Meinungen in «Fake News» und Wahrheit unterteilen 
soll, ist einer freien Gesellschaft unwürdig. Und wenn private Plattformen auf die-
ser Basis dazu genötigt werden, über Recht und Unrecht urteilen, ist dies eine un-
zulässige Nötigung, die zwangsläufig dazu führt, dass im grossen Stil unbequeme, 
vom Mainstream abweichende Meinungsäusserungen unterdrückt werden.
Eine Gesellschaft ist noch nie an zu viel Meinungsfreiheit zugrunde gegangen 
– sondern stets am Gegenteil. Das Ansinnen von Jon Pult kommt mit hehren Ab-
sichten daher, ist aber brandgefährlich. Wenn der Staat regulierend in die Freiheit 
der Informationsbeschaffung eingreift, ist das Zensur. Ein «Fake News-Gesetz» 
verstösst zudem gegen Artikel 16 und 17 der Schweizerischen Bundesverfassung 
und gegen die Europäische Menschenrechtskonvention.
Es bleibt zu hoffen, dass die anmassende SP-Initiative im Parlament Schiffbruch 
erleidet. So oder so: die SP wurde einmal mehr als freiheitsfeindliche Verbots-
partei entlarvt.

Achtung Gefahr: Die SP will unter dem Deckmantel eines «Fake News-Gesetzes» die sozialen Medien zensurieren

In der Auflösung Wettbewerb «DIE IDEE 
4/22» hat sich ein Fehler eingeschlichen. Die 
Barer Säule befindet sich in Rapperswil, aber 
diese Stadt ist im Kanton St. Gallen und nicht 
Zürich, obwohl sie am Zürichsee liegt. Es gibt 
aber noch eine Ortschaft Rapperswil im Kan-
ton Bern, nahe bei Münchenbuchsee.
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Sandro Strässle, herzliche Gratulation zur 
Wahl. Erzählen Sie doch den Lesern kurz, wer 
Sie sind, woher Sie kommen und was Sie beruf-
lich und politisch machen.
Vielen Dank. Ich komme aus Dietikon, hier 
bin ich aufgewachsen. Nach ein paar anderen 
Stationen im Kanton Zürich wohne ich nun seit 
5 Jahren wieder in meiner Heimat. Seit 2012 ar-
beite ich für die Schweizer Armee, mittlerweile 
bin ich Berufsunteroffizier. Vermutlich können 
sich aber die meisten unter der Bezeichnung «In-
struktor» mehr vorstellen. Politisch interessiert 
war ich seit meiner Jugend, für den Schritt, mich 
einer Partei anzuschliessen, brauchte es aber 
doch sehr viel Zeit. Schliesslich bin ich dank 
einem guten Freund 2017 der SVP Dietikon 
beigetreten. Mit dem Beitritt zur JSVP Zürich 
kurz danach ging es für mich aber erst richtig los.

Die JSVP Kanton Zürich hat gerade vor 
Kurzem ihre «Anti-Chaoten-Initiative» einge-
reicht, Sie waren als Präsident des Initiativ-
komitees massgeblich an diesem politischen 
Erfolg beteiligt. Wie geht es nun weiter mit der 
JSVP Kt. Zürich? Stehen weitere Projekte an?
Noch befindet sich unsere Initiative in der Aus-
zählung, aber danach werden wir uns bereits 
auf die Abstimmung vorbereiten. Mit den Na-
tionalratswahlen steht natürlich dieses Jahr ein 
Highlight bevor. Bei diesen Wahlen können wir 
mit einer eigenen Liste antreten und vielen Mit-
gliedern eine Chance geben, Erfahrungen im 
Wahlkampf zu sammeln. Natürlich hoffe ich, 
dass es auch einige unserer Mitglieder auf die Li-
ste 1 schaffen. Die Vorbereitungen laufen schon 
jetzt. Wir überarbeiten unser Parteiprogramm, 
arbeiten an einer neuen Homepage und bilden 
gerade ein eigenes Video-Team aus.

Worauf legen Sie den Fokus als neuer Präsi-
dent? Was möchten Sie verändern? 

Die Organisation ist sicher eine meiner Stärken, 
die ich einbringen kann. Ich will zuallererst klare 
Strukturen bilden sowie einfache und funktio-
nierende Abläufe etablieren. Da drückt definitiv 
der militärische Hintergrund durch. Durch unse-
re Initiative haben wir uns im letzten Jahr sehr 
stark auf ein Thema fokussiert. Nun müssen wir 
wieder breiter werden, wir werden Kommissi-
onen bilden und uns auf einige Themengebiete 
fokussieren. In diesen Themen wollen wir zu-
mindest unter den Jungparteien eine klare Füh-
rungsrolle einnehmen.

Kantonale und auch nationale Wahlen sind die 
Hauptthematik im Jahr 2023 für die SVP. Wie 
schätzen Sie die Chancen der JSVP Kanton 
Zürich ein?
Bei den kantonalen Wahlen haben wir insgesamt 
24 Kandidaten im JSVP-Alter, das freut mich 
sehr. Die Führung liegt aber bei den Bezirken, 
und gemäss dem Feedback unserer Kandidaten 
machen diese einen ziemlich guten Job. Über 
die Chancen bei den nationalen Wahlen müssen 
wir uns keine Illusionen machen, eine Wahl von 
der Liste der JSVP ist praktisch unmöglich. Das 
ist aber auch nicht das Ziel. Für die Kandidaten 
ist es viel mehr eine Gelegenheit, Erfahrungen 
zu sammeln und sich vielleicht das erste Mal 
politisch zu exponieren. Wie gesagt hoffe ich 
natürlich, dass einige unserer Mitglieder auf der 
Liste 1 kandidieren können. Das gute Abschnei-
den von Beni Fischer 2019 hat mich sehr gefreut, 
nun ist er Nationalrat. Wenn dies in der nächsten 
Legislatur einem weiteren unserer Mitglieder 
gelänge, wäre das grossartig.

Zu guter Letzt: Wo sehen Sie die JSVP Kanton 
Zürich in 10 Jahren?
Die JSVP setzt sich wie die SVP seit jeher für 
die wirklich wichtigen Themen ein. Gerade die 
aktuelle Lage und die vergangenen Jahre haben 

dies gezeigt. Unsere Sicherheit, die Landesver-
sorgung (sei es mit Energie, Lebensmitteln oder 
Medizin) und die Aussenpolitik sind klassische 
SVP-Themen. Hier kann niemand so glaubwür-
dig auftreten wie wir. Ich wünschte mir nur, die 
Menschen würden mehr auf uns hören, bevor 
solche Ereignisse eintreten. Gerade in guten 
Zeiten werden diese Themen schnell vernach-
lässigt. Es wird aber immer Menschen brauchen, 
die sich auch dann für diese Themen einsetzen, 
wenn sie gerade nicht populär sind. Wir werden 
die Bevölkerung nicht im Stich lassen und dies 
auch in zehn Jahren noch tun.

Der neue Präsident der Jungen SVP Kanton Zürich, 
Sandro Strässle, im Interview
Sandro Strässle wurde zum neuen Präsidenten der Jungen SVP Kanton Zürich gewählt. Er übernimmt das Amt von der schei-
denden Präsidentin Camille Lothe, welche neue Präsidentin der SVP Stadt Zürich wurde. Hier im Interview spricht Sandro 
Strässle über die Chancen der Jungen SVP, sein Berufsleben und was er alles verändern möchte.

Sandro Strässle ist der neue Präsident der 
JSVP Kanton Zürich.� Bild: zVg

Die meisten Leute denken ja, dass 2020 und 2021 
die am häufigsten gewaschenen Körperteile, die 
Hände gewesen seien. Tatsächlich aber war es 
das Gehirn. Stell Dir mal vor, was hier passieren 
würde, wenn die Leute die Pharmawerbung nicht 
so fürchterlich ernst nehmen würden! Sie würden 
etwa sagen: «Nur um ganz sicher zu sein, habe 
ich mich jetzt ein drittes Mal nicht impfen las-
sen!!»
Michael Kent, Übersetzer, Texter, freischaffender Autor und  
Herausgeber der Kent-Depesche
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Macht der freie Markt die Menschen egoistisch?

Ein weitverbreitetes Klischee lautet, der freie 
Markt würde dem Individuum und seiner Gier 
keine Grenzen setzen und damit den Egoismus 
befördern. Das führt zu einem rücksichtslosen 
Streben nach persönlichem Nutzen auf Kosten 
sowohl des Allgemeinwohls als auch der Soli-
darität mit den Schwächeren. Doch diese These 
ist nicht nur unlogisch, sie ist falsch.

Ob jemand mehr oder weniger egoistisch, em-
pathisch oder solidarisch ist, hängt von den indi-
viduellen menschlichen Charaktereigenschaften 
ab. Es steht und fällt mit der Persönlichkeit des 
Betroffenen und hat letztlich nichts mit dem 
Wirtschaftssystem zu tun, in welchem dieser 
lebt. Die freie Marktwirtschaft hat im Gegen-
satz zu staatssozialistischen Systemen hingegen 
bewiesen, dass sie dazu in der Lage ist, den 
vorhandenen Egoismus in einen Nutzen für alle 
umzumünzen.

Selbst wer egoistisch ist, muss auf 
freiem Markt altruistisch handeln
Auch wenn dem freien Markt oft die Schuld für 
rücksichtslosen Egoismus in einer Gesellschaft 
in die Schuhe geschoben wird, ist das Gegen-
teil der Fall. Der Marktwirtschaft wohnt ein 
Allgemeinwohl-fördernder Mechanismus inne, 
der selbst egoistische und durch Gier getriebene 
Menschen dazu bringt, der Gesellschaft Gutes 
zu tun. Wer einen möglichst grossen Nutzen 
in Form eines hohen Einkommens oder Ver-
mögens für sich selbst herausziehen möchte, 
muss anderen einen möglichst grossen Nutzen 
stiften. Etwa indem man anderen Produkte oder 
Dienstleistungen anbietet, die diese als nützlich 
betrachten und deshalb freiwillig nachfragen. 
Nur wer seinen Nächsten am besten dient, kann 
in einer freien Marktwirtschaft prosperieren und 
reich werden.

Der Liberalismus mit seinem kapitalistischen 
Wirtschaftssystem zeichnet sich durch den 
Schutz des Privateigentums und die Steuerung 
des Wirtschaftslebens durch Märkte aus. Dies 
impliziert, dass jeder mit seinen Eigentumstiteln 
das machen darf, was er für gut befindet, solan-
ge er damit nicht das Eigentum anderer Men-
schen verletzt. In anderen Worten: Es herrscht 
Wahl- und Vertragsfreiheit unter der Bedingung 
der Eigenverantwortung und der Einhaltung des 
Rechts. Restlos alle Menschen profitieren da-
von, weil im echten Liberalismus vor dem Ge-
setz alle gleichbehandelt werden. Was konkret 
an dieser Ordnung zu mehr Egoismus führen 
soll, ist nicht ersichtlich.

Ganz anders sieht dies in staatsinterventionis-
tischen Systemen aus, in denen es keine engen 
Grenzen der staatlichen Macht gibt. Diese bieten 
gewissenlosen Menschen die Möglichkeit, sich 
auf Kosten anderer zu bereichern. Für mäch-
tige Interessengruppen ist es dann ein Leichtes, 
für sich Sonderprivilegien herauszuholen: Etwa 
in Form von Subventionen für einzelne Bran-
chen, NGOs oder Unternehmen, welche von der 
restlichen Bevölkerung bezahlt werden müssen. 
Oder in Form von marktbehindernder oder -ver-
drängender Regulierung, welche die Konkur-
renz mit den weniger guten Beziehungen zur 
Politik daran hindert, in einen fairen Wettbewerb 
zu treten. Für die Konsumenten bedeuten solche 
Regulierungen eine Reduktion der Wahlfreiheit 
und tendenziell höhere Produktpreise.

Sobald es salonfähig geworden ist, dass jede 
Interessensgruppe für gesetzliche Sonderprivi-
legien zugunsten der eigenen Klientel kämpft, 
verkümmert das Bewusstsein für die wenigen 
notwendigen allgemeinverbindlichen Regeln, 
die es für friedliche und faire Austauschbezie-
hungen braucht. Anstelle der Ordnungspolitik 
treten dann rücksichtslose und raffgierige Grup-
penegoismen: Immer schamloser bedient man 
sich mithilfe des staatlichen Gewaltmonopols 
am Portemonnaie anderer Bürger und Gruppen.

Solidarität ist nicht dasselbe wie 
Zwangsumverteilung
Dem freien Markt wird unterstellt, er höhle die 
Solidarität mit den Armen aus. Doch hier wird 
mit unehrlichen Karten gespielt. Echte Solidari-
tät und aufgezwungene Umverteilung sind zwei 
komplett verschiedene Paar Schuhe. Der Begriff 
«Solidarität» ist seit einiger Zeit zu einem mäch-
tigen und besonders effektiven Euphemismus 
im Wettbewerb der Ideen herangereift. Dabei 
wird seine Bedeutung bis zur Unkenntlichkeit 
verzerrt. Heute werden damit in erster Linie die 
Unterstützung und Hilfe an Bedürftigen, zwi-
schenmenschliche Wärme und Barmherzigkeit 
in Verbindung gebracht – also positiv assoziierte 
Werte, die im Leben der meisten Menschen 
eine zentrale Rolle spielen. Der Begriff der 
Solidarität beschreibt genau genommen das un-
bedingte Zusammenhalten mit jemandem auf-
grund gleicher Anschauungen und Ziele. Dies 
impliziert, dass die gewährte Unterstützung oder 
das Eintreten für jemanden aus freien Stücken zu 
erfolgen hat – und nicht aufgrund eines von oben 
aufoktroyierten Befehls, was im Widerspruch zu 
individuellen Eigentumsrechten und dem Willen 
des Einzelnen stehen kann. Wird Solidarität ge-
genüber in Not geratenen Menschen gar als mo-
ralische Pflicht angesehen, ist Freiwilligkeit eine 
Bedingung ihres ethischen oder tugendhaften 
Charakters: Was gesetzlich erzwungen ist, kann 
keinen moralischen Wert haben.

Trotzdem wird der Solidaritäts-Begriff heute in 
klar demagogischer Absicht dazu verwendet, 
Zwangsumverteilung durch den Staat zu recht-
fertigen. Werden etwa Alternativen zum aufge-
blähten Wohlfahrtsstaat aufgrund seiner mora-
lischen Defizite sowie finanzieller Fehlanreize 

und Ineffizienzen gefordert, appellieren die Be-
fürworter staatlicher Umverteilung gebetsmüh-
lenartig an die «Solidarität», um solche Vorha-
ben zu unterbinden. Mit allen Mitteln wird von 
der Tatsache abgelenkt, dass Freiheitsfreunde 
mit ihren Reformen der echten Solidarität zum 
Durchbruch verhelfen wollen – also jener frei-
willig gewährten Unterstützung, durch welche 
die Betroffenen echte zwischenmenschliche 
Wärme erfahren, und die anstelle der Kälte der 
unpersönlichen, bürokratischen und vor allem 
auch ineffizienten Wohlfahrtsstaats-Automatis-
men treten soll. Die Wohlstandsverluste, die 
dadurch entstehen und gerade auch den tiefen 
Einkommen schaden, werden ebenfalls ausge-
blendet.

Zwischenmenschliche Solidarität ist in einer 
freien Gesellschaft unbestritten ein wichtiger 
Wert, damit Menschen in Notlagen Unterstüt-
zung erfahren und nicht durch alle Maschen 
fallen. Die Bedeutung der Solidarität soll hier 
also keineswegs infrage gestellt werden. Soli-
darisch können Menschen allerdings nur dann 
sein, wenn sie selbst überschüssige Ressourcen 
über das Existenzminimum hinaus zur Verfü-
gung haben. Wohlstand ist daher eine zwingende 
Voraussetzung für eine Gesellschaft, in der So-
lidarität eine gewichtige Rolle spielen soll. Nur 
der freie Markt hat bislang gezeigt, dass er gros-
sen Wohlstand für breite Bevölkerungsschich-
ten schaffen kann: Der Index wirtschaftlicher 
Freiheit etwa zeigt, dass die Einkommen (auch 
der Ärmsten) umso höher ausfallen, je höher der 
Grad wirtschaftlicher Freiheit in einem Land ist. 
Nur ein freier Markt schafft die Bedingungen, 
um erstens der Bedürftigkeit von Hilfe zu ent-
kommen und zweitens überhaupt solidarisch 
sein zu können.

Die Illusion einer Hilfegarantie
Anhänger der staatlich aufgezwungenen «So-
lidarität» behaupten, dass es in einem freien 
System ohne aufgeblähten Wohlfahrtsstaat kei-
ne Garantie gäbe, dass Menschen in Not Hilfe 
zukomme. Dieses Argument kann nicht grund-
sätzlich bestritten werden – nur impliziert es 
fälschlicherweise, dass diese Garantie in einem 
Wohlfahrtsstaat gegeben sei. Dieser unterhöhlt 
nämlich die Grundlagen seiner eigenen Finan-
zierung – die produktive Wirtschaft –, indem 
er Anreize setzt, welche diese erlahmen lassen. 
Irgendwann kommt unweigerlich der Moment, 
an dem die Mittel nicht mehr dynamisch genug 
erwirtschaftet werden, um die Ansprüche der 
Sozialleistungs-Empfänger befriedigen zu kön-
nen. Der Wohlfahrtsstaat verstrickt sich in einem 
Netz der Überbesteuerung und Überschuldung 
und lässt am Ende ein Heer von unvorbereiteten 
Verzweifelten und Schutzlosen zurück.

Von 
Olivier Kessler,
Direktor des  
Liberalen Instituts  
(www.libinst.ch).

www.zeitungidee.ch
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Jetzt alles tun für eine sichere und bezahlbare  
inländische Stromproduktion
Die Bundeshausfraktion der SVP traf sich heute 
im Hinblick auf die Frühlingssession zu einer 
Sitzung im Kernkraftwerk Beznau in Döttin-
gen (AG). Dabei lehnte die Fraktion sowohl 
direkte als auch indirekte Waffenlieferungen an 
die Ukraine klar ab. Die immerwährende, be-
waffnete und umfassende Neutralität hat der 
Schweizer Bevölkerung seit über 200 Jahren 
Sicherheit und Stabilität gebracht und darf nicht 
der Windfahnenpolitik von Mitte-Linksgrün ge-
opfert werden. Zudem beschloss die Fraktion 
einstimmig, die Volksinitiative «Jederzeit Strom 
für alle – Blackout stoppen» zu unterstützen. 
Die Volksinitiative fordert eine sichere inlän-
dische und technologieoffene Stromproduktion 
und -versorgung.

Die SVP-Fraktion sprach sich an ihrer Sitzung 
im Kernkraftwerk Beznau einstimmig gegen 
eine erneute Änderung des Kriegsmaterialex-
port-Gesetzes aus, wie sie allen voran die SP 
und die Mitte fordern. Dies nachdem Mitte-
Links massgeblich dazu beigetragen hatte, das 
Kriegsmaterialexport-Gesetz als indirekten Ge-
genvorschlag zur Korrektur-Initiative per 1. Mai 
2022 massiv zu verschärfen.

Der Slalom der Mitte überrascht zwar nicht. 
Es kann aber nicht sein, dass die Schweiz auf-
grund dieser wankelmütigen Symbolpolitik ihre 
immerwährende, bewaffnete und umfassende 
Neutralität gefährdet. Diese bewahrt uns seit 
über 200 Jahren davor, in bewaffnete, blutige 
Konflikte hineingezogen zu werden und gehört 
damit zu den Garanten von Sicherheit und Wohl-
stand unseres Landes. Die Schweizer Neutralität 
schafft auch die glaubwürdige Basis für die 
lange Tradition der Guten Dienste der Schweiz. 
Insbesondere angesichts des Krieges in der Uk-
raine sind einseitige Waffenlieferungen an eine 
Kriegspartei klar abzulehnen.

Die SVP Fraktion spricht sich deshalb einstim-
mig gegen die entsprechenden Vorstösse aus:

23.402 «Änderung des Kriegsmaterialge-
setzes» (Parlamentarische Initiative SIK-S)
 
23.401 «Änderung des Kriegsmaterialge-
setzes – Lex Ukraine» (Parlamentarische Ini
tiative SIK-N)
 
22.3557 «Neutralität wahren, Stib stärken. 
Abschaffung der Nichtwiederausfuhrerklä-
rung für Länder mit gleichen Werten und  
vergleichbarem Exportkontrollregime» (Mo-
tion Thierry Burkart)
 
23.3005 «Änderung des Kriegsmaterialge-
setzes» (Motion SIK-N)

Die SVP-Fraktion setzt sich ein für eine sichere, 
ausreichende und bezahlbare inländische Ener-
gieversorgung.

Die SVP-Fraktion entschied an ihrer Sitzung 
ebenfalls einstimmig, die eidgenössische Volks
initiative «Jederzeit Strom für alle (Blackout 
stoppen)» zu unterstützen. Das vom Energie 
Club Schweiz lancierte Volksbegehren hat das 
Ziel, die Stromversorgung der Schweiz jederzeit 
sicherzustellen. Um dies zu erreichen, soll in 

der Verfassung verankert werden, dass es für die 
Sicherstellung der Stromversorgung keine Tech-
nologie- und Bewilligungsverbote geben darf.

Die SVP-Fraktion informiert sich aus erster 
Hand über die neusten Entwicklungen in der 
Kernkraft.
Im Anschluss an die Sitzung nahm die SVP-
Fraktion in Begleitung von Energieminister Al-
bert Rösti an einer Führung durch das KKW 
Beznau teil und liess sich vor Ort von den Betrei-
bern über die Sicherheit, das Potenzial und die 
neusten Entwicklungen in der Kernkraft infor-
mieren. Das Kernkraftwerk Beznau produzierte 
letztes Jahr gut 5,7 Terawattstunden Strom (Tera 
= Billionen). Das entspricht etwa dem doppelten 
Stromverbrauch der Stadt Zürich. Insgesamt 
stammt gut ein Drittel des in der Schweiz produ-
zierten Stroms aus Kernkraftwerken. Während 
der Wintermonate ist es sogar rund die Hälfte.

Mit ihrem Besuch im KKW Beznau unterstreicht 
die SVP-Fraktion ihre Forderung nach Tech-
nologieoffenheit bei der Stromproduktion. In 
der Energiekrise ist alles zu tun, für eine aus-
reichende, sichere und bezahlbare inländische 
Stromproduktion.



DIE IDEE 2/2023  Junge SVP Schweiz  9



10  Junge SVP Schweiz  DIE IDEE 2/2023

Bemerkungen zur bürgerlichen Zusammenarbeit

Endlich zeichnen sich einige kleine Verbesse-
rungen in der Zusammenarbeit zwischen den 
bürgerlichen Parteien in der Stadt Bern ab. 
Gleichwohl muss dabei festgehalten werden, 
dass die SVP leider in vielen entscheidenden 
Abstimmungen im Stadtrat aber auch in den 
Volksabstimmungen und Wahlen nach wie vor 
immer noch alleine steht. Auch resultierte wegen 
fehlender Listenverbindungen mit der FDP und 
Mitte leider der Verlust eines Grossratssitzes. 
Beim Zusammengehen der Regierungsratsko-
alition für die Grossratswahlen im Wahlkreis 
Stadt hätte der Fraktionspräsident der SP den  
Sitz verloren.

Die Änderungen im Geschäftsreglement des 
Stadtrats, die die Rechte der Opposition neu in 
wesentlichen Punkten massiv beschneiden, wur-
de gegen die Stimmen der SVP angenommen. 
Mit Ausnahme der Vertreterin der GaP stimmten 
alle anderen Parteien der weiteren Entmachtung 
des Stadtrates fatalerweise zu. So dürfen An-
träge in Zukunft nicht mehr separat begründet 
werden; bei kleinen Anfragen kann nicht ein-
mal mehr mündlich geantwortet werden. Kleine 
Anfragen erscheinen nicht  mehr auf den Trak-
tandenlisten. Die Traktandierung der Interpella-
tionen erfolgt ebenfalls nicht mehr automatisch. 
Die Sachkommissionen können unter gewissen 
Voraussetzungen Vorstösse abschreiben!
Leider wurde auch unser Vorstoss, der vorsah, 
dass das EWB günstiges Gas einkaufen soll und 
den Bezügern automatisch nicht mehr der zweit-
günstigste Tarif, sondern effektiv die günstigste 
Tarifstufe verrechnet werden kann, von allen an-
deren Fraktionen abgelehnt! Dafür werden jetzt 
die sozial schwächeren Personen von der Stadt 
unterstützt, der Steuerzahler kommt in diesem 
Fall für den teureren Tarif auf und subventioniert 
das EWB mit Steuergeld. Ein klassischer Schild-
bürgerstreich!
Auch im Widerstand gegen das Veloverleihsy-
stem mussten wir am 2.2.2023 wiederum fast 
alleine antreten. Die FDP stimmte dem Kredit 
schliesslich zu. Den Käufern der Libero Abon-
nemente (ÖV Streckennetz Region Bern) drohen 
wohl happige Aufschläge, wenn die Benutzung 
der PubliBikes in Zukunft ebenfalls automatisch 
im Abonnement eingeschlossen werden soll. 
Unser Appell für Personen, die aus Gesund-
heitsgründen oder als Nichtvelofahrer, dieses 

Angebot nicht wahr nehmen können, ein ver-
günstigtes Libero-Abonnement ohne Zugang zu 
PubliBike zu ermöglichen, verhallte jedenfalls 
ungehört. Wenn Platz: Im Wallis wurde den 
kantonalen Politkern vorgehalten, dass sie sich 
durch den Bezug eines Gratisabos der Berg-
bahnen der passiven Bestechung schuldig ge-
macht hätten, da damit ihr Wohlwollen erkauft 
wurde. Trotz dem Hinweis auf die Problematik 
dieser Bevorzugung der Stadträte durch Publi-
Bike erachtete sich niemand im Stadtrat  als be-
fangen und der Zusatzkredit wurde gegen unsere 
Stimmen angenommen.
Auch unterstützen die anderen Fraktionen leider 
die Erstellung teurer Velostationen zu Vorzugs-
bedingungen für die Benutzer und die Einfüh-
rung einer neue rigiden Parkierungsordnung in 
der Altstadt.

Ebenfalls stimmten die andere Fraktionen ge-
schlossen den Änderungen im Jugendreglement 
zu. Auf Wunsch der bisherigen Aktiven wurde 
die Anhebung der Altersgrenze auf 25 Jahre be-
schlossen. Offenbar soll die bisherige «Funktio-
närskaste» für ihren bisherigen Einsatz belohnt 
werden. Ein 14jähriger Schüler wird schlecht 
gegen 25jährige aufkommen können, die über 
ein abgeschlossenes Masterstudium in Rechts-
wissenschaften oder Politologie verfügen.

Auch die Publikation von Informationen auf 
Kurdisch wurden gegen unseren Widerstand be-
schlossen. Die Sprache stellt u.E. ein wirksames 
Mittel der Integration dar. Zudem   bestehen 
mehrere kurdische Dialekte und Schriften, was 
den Nutzen der kurdischen Information in einem  
Sprachidiom relativiert. Es ging wieder einmal 
mehr um politisches Bekenntnis.

Auch im Kampf gegen den rechtsfreien Raum 
Reithalle finden wir trotz den bekannten Vorfäl-
len noch immer keine Unterstützung im Stadtrat. 
Der Antrag, die Reithalle für die Diskriminierung 
politisch anders denkender Personen zu sanktio-
nieren oder dort eine Videoüberwachungsanlage 
zu erstellen, wie dies auch der Kanton vorsieht, 
waren im Rat chancenlos. Gleich erging es 
unserem Vorstoss für in Bern Steuer zahlende 
Personen (Unternehmer Betriebsstätte in Bern 
und Wohnsitz ausserhalb) analog der in Bern 
möglichen Ausländermotion, eine «Steuerzah-
ler-Motion» einzuführen.

Dem 120 Millionen Nachkredit für die Erschlies-
sung des Viererfeldes stimmten die anderen 
Fraktionen zu. Es gibt dort kein Stockwerkei-
gentum oder höherwertiges Wohnen. Die Stadt 
trägt erhebliche Kostenrisiken. Aus dem Steu-
erzahler ursprünglich versprochenen Gewinn 
bringenden Projekt ist ein riskantes Vorhaben 
geworden, zudem zerstört RGM eine wertvolle 
grüne Lunge. Betreffend der Vergabe der rie-
sigen Baufelder fand zudem erstaunlicherweise 
gar kein Wettbewerb statt. Die Stadt verscher-
belt ihr Tafelsilber an die Baugenossenschaften! 
Die Stadt subventioniert wiederum die falschen 
Personen und Organisationen, wenn ihnen diese 
genehm sind!

Zu einzelnen ausgewählten Themen:

Der Gemeinderat und der Stadtrat übertreiben – 
trotz höchst angespannter Finanzlage – in ihrer 
leichtsinnigen Ausgabenpolitik. 

Krasse Fehlplanungen, wie die Einführung des 
11 Millionen teuren Farbsack-Abfalltrennsy-
stem, das wegen der von der SVP vorherge-
sagten Probleme, nun effektiv total überarbeitet 
werden muss, sei als erstes Beispiel angeführt.

Ebenso soll das städtische Personal nunmehr 
sogar weitere zusätzliche Privilegien erhalten; 
als Sparmassnahme (!) ist demgegenüber vorge-
sehen, dass die Parkkarten und Parkgebühren in 
der Stadt verdoppelt werden. 

Die Parkplätze werden in gewissen Quartieren 
gleichwohl um bis zu 40% abgebaut. Es müssten 
viele neue Container für das neue Abfalltrennsy-
stem aufgestellt werden; zudem sind die neuen 
2,50 m breiten E-Kehrichtabfuhrwagen zu breit, 
um gut zu passieren. Bei der Abstimmung zur 
Einführung des neuen Systems wurde dies dem 
Stimmbürger bewusst verschwiegen, weil der 
Gemeinderat zurecht ein Scheitern seiner Vor-
lage an der Urne befürchtete, wenn dies bekannt 
geworden wäre. Eine Wiederholung der Abstim-
mung verweigert der Gemeinderat. Dies hat er 
mehrfach bekundet. Die in den Rückweisungs-
anträgen der SVP gestellten Abklärungen (u.a. 
Vereinbarkeit mit übergeordnetem Recht und 
Bauordnung) müssen nun doch vorgenommen 
werden!

Zusätzlich droht aus Spargründen den Steuer-
pflichtigen der Stadt Bern die Einführung ei-
ner Feuerwehrersatzabgabepflicht. Aus diesem 
Grund wurden bereits diverse überparteiliche 
Komitees gegründet.

Dabei kamen sowohl die Referenden gegen das 
Personalreglement als auch gegen die Erhö-
hung der Park- und Parkkarten rasch zusammen. 
Beim Personalreglement beteiligte sich nebst 
SVP, JSVP, Bund der Steuerzahler auch FDP/
JF, Mitte, erfreulicherweise auch die GLP. Auch 
gegen den teuersten Spielplatz der Welt wurde 
von der SVP; JSVP/Bund der Steuerzahler und 
einzelnen Exponenten der Mitte und der GLP 
erfolgreich das Referendum ergriffen.

Die Stadt Bern verfügt über eine gute ausgebaute 
Berufsfeuerwehr und ein freiwilliges Brand-
corps. Der Bedarf an zusätzlichem Personal für 
die Brandcorps pro Jahr beträgt nur zwischen 
10–20 Feuerwehrrekruten. Die Stadt Bern will 
aber nun gleichwohl gegen 44’000 Personen 
neu einer Feuerwehrersatzabgabepflicht unter-
stellen. Wenn Platz: Es versteht sich von selbst, 
dass die Stadt wohl kaum eine Rekrutierung mit 
gegen 44’000 Pflichtigen durchführen kann. 
Die Stadt müsste sonst für Monate ein Rekrutie-
rungszentrum wie Sumiswald unter Inkaufnah-
me der entsprechenden Kostenfolgen nehmen, 
um die geeigneten Personen für die Brandcorps 
auszuwählen. Dies zeigt, wie der Gemeinderat 

Alexander Feuz, 
Rechtsanwalt, 
Grossrat und Stadtrat 
SVP, Fraktionschef 
SVP Stadt Bern

Thomas Fuchs, 
Grossrat, Stadtrat 
und alt Nationalrat 
3018 Bern
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der Stadt Bern immer neue Vorwände sucht 
und auch findet, um neue Gebühren aus den 
Bewohnern heraus zu pressen. Es ist zu hoffen, 
dass sich auch hier eine breite Koalition findet, 
um diese als Sparmassnahme deklarierte neue 
Steuer hoffentlich bereits in der 2. Lesung zu 
verhindern. Angesichts der frivolen Ausgaben-
politik von RGM drohen den Bewohnern bald 
happige Steuererhöhungen.

Die Stadt Bern subventioniert in den städtischen 
Wohnungen weiterhin gut situierte Teilzeitar-
beitende auf Kosten der Steuerzahler. Der Be-
schäftigungsgrad bleibt dabei unberücksichtigt. 
Die SVP übernahm den Lead und reichte mit 
Unterstützung der FDP, Mitte und GLP diverse 
Vorstösse ein, um diese ungerechtfertigte Privi-
legierung zu ändern. Der Gemeinderat will in 
diesem Vorgehen kein Problem erkennen. Der 
Leser von BernAktuell wird in den nächsten 
Ausgaben über den Stand des Verfahrens ori-
entiert. 

Die SVP der Stadt Bern bleibt trotz hartem 
Gegenwind auf Kurs und den Zielen der SVP 
Schweiz und Bern treu. Sie freut sich über 
die Unterstützung in diesem Kampf gegen die 
Windmühlen. Sie erlaubt sich in diesem   Zu-
sammenhang den Hinweis, dass die Politik in 
der Stadt medial grosse Aufmerksamkeit findet 
und dies auch von der Kantonalpartei vermehrt 
berücksichtigt werden muss.

Das diesjährige Politcamp findet wieder statt! 
Meldet Euch doch unbedingt an! Plätze sind 
beschränkt. Wir werden ebenfalls an der 
Gründungsversammlung der JSVP Säntis  
teilnehmen. Wird ein spannendes und  
vielseitiges Wochenende!

Ich suche…
Ich suche coole, nette, lustige SVP-Leute 

für Politik und Freizeit. Ich bin jung, 50 
Jahre, lustig, ehrlich, voller Temperament 

und Lebensfreude, intelligent und habe sehr 
viele gute Ideen für die SVP.

Wer ehrliches Interesse hat, schreibt mir. 
Vielen herzlichen Dank.

Marianne Reinhard, Bondelistrasse 64, 
3084 Wabern

Wer ist die Schlüsselperson?
Der Schüler ging zum Meister und fragte ihn: «Wie kann ich mich von dem, was 
mich an die Vergangenheit bindet, lösen?» Da stand der Meister auf, ging zu 
einem Baumstamm, umklammerte ihn mit beiden Händen und jammerte: «Was 
kann ich tun, damit dieser Baum mich loslässt?»
Aus dem Zen-Buddhismus
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Asyl-Unsinn, wie 
lange noch?
Flüchtlinge, Vertriebene, Migranten, Asylanten 
und wie man diese Leute sonst noch bezeich-
net, sind teilweise wegen Platzmangel in Zivil-
schutzanlagen untergebracht. Nun beanstanden 
einschlägige Kreise die dortigen engen Platz-
verhältnisse. Aber: Diese «Schutzsuchenden» 
haben sich freiwillig die Schweiz als kosten-
losen Aufenthaltsort ausgesucht. Logisch ist, 
dass behagliche Unterkünfte sie eher nicht zur 
Abreise motivieren. Es steht ihnen jedoch frei, 
die Suche nach Komfort anderswo fortzuset-
zen. Ferner lässt sich nicht bestreiten, dass mit 
der zunehmenden Zahl solcher Asylsuchenden 
auch die Anzahl bei uns begangener Straftaten 
wächst. Bis wir eines Tages Verhältnisse wie in 
den Herkunftsländern dieser Leute haben.

Otto Weiersmüller, 8707 Uetikon

Leserbriefe

Sonntalk
Nein, kein 2. April-Scherz: am Abend haben 
die Nationalräte/Innen Roger Köppel SVP, Jürg 
Grossen GLP, Irene Kälin, Grüne, u.a. über die 
neuen Verhandlungen mit der EU und Ukraine/
Neutralität diskutiert.
Und da machte Jürg Grossen die Aussage: Die 
Schweiz werde bei einer Nichtannäherung an die 
EU (Übernahme der EU-Beitrittsforderungen) 
u.a. Übernahme des EU-Rechtes, Anerkennung 
des EU-Gerichtes), insbesondere wirtschaftlich 
und UNI-mässig, abgehängt! Jürg Grossen ist 
offenbar nicht à jour, sonst wüsste er, dass die 
Wirtschaft der Schweiz weit besser aufgestellt 
ist als die EU, und im Ranking keine einzige 
Universität der EU unter den ersten 10, ist im 
Gegensatz zu Grossbritannien und der Schweiz! 
NEIN, lieber Jürg, den EU-Forderungen nach-
geben heisst: Abstieg aus der AXPO-Superliga 
in eine Amateur-Liga, und Aufgabe des Wohl-
standes und der Eigenständigkeit und Selbstbe-
stimmung der Schweiz!
Zum Rückverkauf von 25 Panzern an Deutsch-
land möchte ich erwähnen, dass wir nicht in 
erster Linie aus Neutralitätsgründen, sondern 
aus Verteidigungs-Überlegungen die absolut 
kampffähigsten Panzer nicht zurückverkaufen 
können, da wir im Kriegsfall schon zu wenige 
davon haben.
Die Kantonalen Wahlen in verschieden-spra-
chigen Kantonen haben gezeigt, dass sich die 
Gradlinigkeit der SVP mit grösseren Sitzgewin-
nen ausbezahlt hat.
Jetzt gilt es den verantwortungslosen, nicht taug-
lichen Gegenvorschlag zur Gletscher-Initiative 
bei der nächsten Abstimmung am 18. Juni 2023 

zu «bodigen». Denn der Gegenvorschlag ist aus 
folgenden Gründen total unrealistisch:
Die dauernden Einsprachen von Grünen, Lin-
ken, Umweltschutzverbänden etc. gegen Spei-
cherkraftwerke und Staumauern verhindern eine 
sichere Stromversorgung in der Schweiz.
Die Nettozuwanderung von Wirtschaftsflücht-
lingen, NICHT-Fachkräften vor allem aus dem 
EU-Raum und Nachzügler, machen sämtliche 
CO2-Ausstoss-Sparbemühungen zunichte.
Mit dem Bau von riesigen Solaranlagen in den 
Alpen ist die Sache nicht ausgestanden; denn es 
fehlt das Übertragungsnetz (Stromleitungen in 
die Verbraucherregionen).
Das vorgesehene Stromfresser-Gesetz führt zu 
einem Verbot von Heizen mit Öl, Gas, Diesel 
(auch den Betrieb von Notstrom-Geräten bei 
Stromausfall!) Benzin wäre nicht mehr möglich 
und das bei zu wenig erneuerbarem Strom.
Infolge der auf uns zukommenden Strom-Man-
gellage und aus Umweltschutzgründen muss 
der Bau von mindestens einem Atomkraftwerk 
dringend in Betracht gezogen werden.
N.B.: In diesen Tagen nimmt das erste Atom-
kraftwerk der neuesten Generation in Europa/ 
Finnland nach dem Fukushima-Tsunami den 
Betrieb auf. In Deutschland wurden von der Rot/
grünen Regierung die Betriebsbewilligung von 
verschiedenen Atomkraftwerken verlängert!
Energiesicherheit und Wohlstand zerstören: 
NEIN zum Stromfresser-Gesetz (Gegenvor-
schlag zur Gletscher-Initiative!)

Samy Gugger, Politiker ohne Ambitionen,  
3615 Heimenschwand

Wird es immer  
blöder?
Dass dem so sein könnte, zeigt sich an den eska-
lierenden Massnahmen von links-grüner Seite, 
mit welchen sich die Moralin versprühenden 
und machtgierigen Vertreterinnen und Vertre-
ter dieser Blase in allen möglichen Bereichen 
unserer Gesellschaft irritierend breit machen. 
Damit niemand gekränkt wird, wurde das Wort 
«Mutter» durch «entbindende Person» ersetzt, 
um nur eines der Jüngsten Beispiele an Verirrung 
zu nennen.
Ich bin nicht Neurologe, glaube aber zu wissen, 
dass elektronische Felder, wie sie zuhauf von un-
seren vielen Geräten verbreitet werden, sich un-
günstig auf unser Gehirn auswirken (könnten). 
Wäre es wohl möglich, dass von dieser Seite 
einem Grossteil der Mitbewohner unseres Er-
denballs seit Jahren buchstäblich «in’s Gehirn 
geschissen» wurde und wird? 

Ernst A. Rubli, 8262 Ramsen (SH)

Die Länder in blauer Farbe haben beschlossen,  
im Jahr 2035 alle Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor 

zu verbieten, «um den Planeten zu retten» …

Zu verkaufen
5½ Zi-Haus und 3½ Zi-Haus

In traumhafter Juralandschaft,  
in Wander- und Erholungsgebiet, 

in nebelarmer Zone, auf über 725 müM,  
je 15 Min. bis Egerkingen, 

Olten und Sissach, Anschluss ÖV mit Bus. 
Grundstück 2’350 m2, mit je 1 Schopf für 

Gartengeräte + Haustiere, 
mit Naturwiese + Naturhecke,  
Baum- und Gemüsegarten,  

umgeben von Landwirtschaftszone. 
Eines der Häuser wollen wir noch für 

einige Zeit im Wohnrecht nutzen. 
Interessenten für Eigenbedarf erwünscht. 

Liegenschaftenhändler unerwünscht.
Interessenten via: Redaktion DIE IDEE,  

Postfach, 3001 Bern



DIE IDEE 2/2023  Junge SVP Schweiz  13

Gedanken zu den kommenden Wahlen im Herbst 2023 

Wahlen und Qualen
Von Paul Hunziker

Kampf, aber kein Krieg
Alle vier Jahre finden Parlamentswahlen und 
Olympiaden statt. Wie die Olympioniken müs-
sen National- und Ständeratskandidaten/-innen 
sich auch qualifizieren und dann an den Finalta-
gen in den Kantonen und Regionen um die Po-
destplätze kämpfen. Die Vorbereitungen laufen 
ganzjährig, aber jetzt ist Mobilmachung und der 
Wahlkampf geht in die entscheidenden Pha-
sen. Es wird mit Argumenten, Versprechungen, 
Zusicherungen, Wahrheiten, Unwahrheiten und 
harten Bandagen gekämpft. Man will sich in 
die beste Position bringen mit viel Aufwand, 
Unterstützung und Profilierung. Es geht in einem 
Verdrängungskampf um Stimmenfang. Neutrali-
tät kennt man nicht. Man ergreift oder ist Partei! 
Wer sich nicht in Stellung bringt und den Kampf 
nicht frühzeitig aufnimmt, kann nicht gewinnen. 
Es gilt, als künftige Führungsperson möglichst 
viele Soldaten (Wählerinnen und Wähler) zu 
rekrutieren. Die Kampfverbände sind die poli-
tischen Parteien. Die Kampfkraft wird über die 
Parteistimmen definiert. Seit der Abschaffung 
der Stimmpflicht liegt die Rekrutierung fast aus-
schliesslich bei den Kandidatinnen, Kandidaten 
und den Parteien.

Trends und Kaffeesatzlesen
Tatsache ist, dass es schon seit anfangs Jahr 
Hinweise auf Erfolg oder Niederlage gibt, und 
Umfragen zeigen die Trends auf. So gelten 
auch die Zürcher-Wahlen im Frühling schon fast 
als verlässliche Hinweise für die Nationalrats-
wahlen im Herbst. 2023 sieht es demzufolge für 
die Bürgerlichen bitter aus, denn faktisch haben 
dort SVP und FDP eine Niederlage erlitten. 
Markus Somm hat aufgrund einer Studie von 
SRF festgehalten:

¨ �In den letzten zwanzig Jahren hat jede Partei, 
die in Zürich zugelegt hatte, auch im Herbst 
zugelegt.

¨ �Wer in Zürich einbrach, den traf auch im 
Bund eine Niederlage.

¨ �Wenn etwa die SVP im Kanton Zürich ge-
wann, dann gewann sie auch bei den Nati-
onalratswahlen, allein das Ausmass unter-
schied sich hin und wieder, nie der Trend.

Nach diesem eher unerfreulichen Wahlwochen-
ende folgten aber Erfolgsmeldungen aus ande-
ren Kantonen und Städten:

¨ �In St. Gallen entschied Esther Friedli, SVP, 
den ersten Wahlgang mit mehr als doppelt so-
viel Stimmen wie die zweitplatzierte Kandi-
datin, FDP, für sich. Esther Friedli wurde zur 
Ständerätin des Kantons St. Gallen gewählt.

¨ �Im Kanton Bern feierte die SVP einen Ab-
stimmungserfolg. Die Urnengänger und -gän-
gerinnen sind nach rechts gerutscht. 

¨ �Im ach so linken Kanton Genf lehnten die 
Stimmbürger mit fast 60% die Initiative zur 
Abschaffung der Steuerprivilegien für Gross-

aktionäre deutlich ab. Auch die Initiative 
gegen jede Plakatwerbung im öffentlichen 
Raum wurde bachab geschickt.

Wenn Banken wanken
Es gibt weitere positive Zeichen für die Bürger-
lichen:

• �Der Krieg in der Ukraine widerlegt die Be-
hauptungen der Linken und Grünen, dass es 
den immerwährenden Frieden gibt, und die 
Armee abgeschafft  werden kann.

• �Ständerat Werner Salzmann hat sich als 
bestausgewiesener Sicherheitsexperte profi-
liert und überzeugt auf der ganzen Linie.

• �Bundesrat Albert Rösti führt das wichtigste 
Departement UVEK. Nun wird mehr über En-
ergie als über Klima debattiert.

• �Die Flüchtlings- und Asylproblematik bekom-
men die Linken und Grünen mit ihren Lö-
sungsansätzen nicht in den Griff.

• �Bundesrat Berset schafft sich per se ab und 
schwächt die SP.

• �Die Grünen beginnen zu welken, und es fallen 
die ersten (G)Blättli.

• �Der CS-Untergang ist für die FDP ein Debakel.

Mobilmachung und Aktivdienst
Wer nun aber glaubt, die Wahlen im Herbst 
werden für die SVP zum Selbstläufer, irrt. Es 
gilt jetzt zu mobilisieren. Es ist bedenklich ge-
nug, dass meist nur jeder dritte Stimmbürger 
zur Urne geht bzw. schriftlich stimmt. Dies 
führt dazu, dass eine Minderheit beschliesst und 
bestimmt, was für die Mehrheit danach gilt. Ist 
das noch demokratisch? Die SVP-Wähler dürfen 
nicht noch zur Minderheit in dieser Minderheit 
werden. In Zürich war das Abschneiden der 
Bürgerlichen wohl auch darum so schwach, weil 
ein guter, überzeugender und starker Wahlkampf 
ausgeblieben ist.

Wenn wir uns in der Sachpolitik einig sind, 
brauchen wir dafür die richtigen Personen, wel-
che wir als Politikerinnen als Politiker wählen 
müssen. Das ist der Kampf. Die Munition dafür 
sind die Stimmen. Den Waffenschein hat jeder 
stimmberechtigte Bürger, jede stimmberech-
tigte Bürgerin. Aus Desinteresse darf man nicht 
zum politischen Stimm-Pazifisten werden. Die 
Pflichten und Rechte der Bürger verlangen den 
Stimm- und Wahl-Aktivdienst.

Gruppe-Giardino, 24. März 2023,  
Präsident, Hans Rickenbacher,  

Oberst a.D. ehem. BO

Höchste Gefahr für die Aufweichung der Souve-
ränität und dem Schutz durch die glaubwürdige 
Milizarmee und der Neutralität gemäss unserer 
Bundesverfassung.

Es darf keinesfalls geschehen, dass im gros-
sen Schatten der gegenwärtigen Banken- und 
Finanzkrise, die physische Sicherheit der Eid-
genossenschaft durch verfassungswidrige Ver-
handlungen und Verträge zur «Zusammenarbeit» 
mit ausländischen Mächten ernsthaft gefährdet 
wird. Fehltritte in der Durchsetzung unserer 
Bundesverfassung können zu fatalen Situationen 
und Eskalationen führen. Der Schritt in den Ab-
grund ist schneller getan, als der Rettungsschritt 
zurück! Es gibt daher, auch gegenüber auslän-
dischen Druckversuchen, keinen «Spielraum». 
Verfassungsrecht und Sicherheit sind kein Spiel 
für verantwortungsschwache Politiker.

Wir fordern daher einmal mehr:

u �Ausbau und Entwicklung der Armee auf 
300’000 Mann mit modernster Bewaffnung. 
Und Ausrüstungen! Jetzt als vordringlich, so 
schnell wie möglich!

u �Zusammenarbeit militärisch nur auf tech-
nisch-taktischem Gebiet mit Nachbarländern 
aufgrund bilateraler Einzelverträge. Keine 
Zusammenarbeit mit Nato.

u �Deutliches, international zu verbreitendes 
Bekenntnis von Bundesrat und Parlament zur 
kompromisslosen Neutralität!

u �Kontrollierbar:
	� Art 185 BV: Der Bundesrat trifft Massnah-

men zur Wahrung der äusseren Sicherheit, 
der Unabhängigkeit und der Neutralität der 
Schweiz.

	� Art. 173 BV: Die Bundesversammlung – a; 
trifft Massnahmen zur Wahrung der Äus-
seren Sicherheit, der Unabhängigkeit und der 
Neutralität der Schweiz.

Das nationale Verantwortungsbewusstsein be-
nötigt sichtbare Wiederbelebungs-Massnahmen 
und Erfolge!

Manifest

Zur Sicherheit 
der Schweiz

«Die 10 Gebote haben 249 Wörter. 
Die amerikanische Unabhängigkeits-
erklärung hat 300 Wörter. Die EU-
Verordnung zur Einfuhr von Kara-
mellbonbons hat 25’911 Wörter.»
Kent-Depesche 21+22/2018, S.31,  
Hinz Verlag, sabinehinz.de
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Inflation: Das süsse Gift des billigen Geldes ist tödlich
Von Dr. rer. publ. HSG Roland Burkhard, Bern

Ein Gespenst hat Gestalt angenommen: Die In-
flation. Dies weltweit, aber auch in der Schweiz. 
Auch bei uns wird quasi alles, was wir brau-
chen, tagtäglich teurer. Sicher haben wir hier 
noch längst keine Hyperinflation, aber: Im Aus-
land erreicht die Inflation Höchstwerte, in den 
USA und EU-Europa sind es um die 10 %. 
Bei uns sind es derzeit um die 2–3 % jährlich; 
aber aufgepasst: 3 % jährliche Inflation während 
schon nur 10 Jahren heisst, dass ein einstiges 
Sparguthaben von 100’000 Franken heute nur 
noch knapp 70’000 Franken wert ist, Tendenz 
sinkend. Der durch die Inflation hervorgerufene 
Kaufkraftverlust betrifft längst nicht nur den 
Kauf der stets teurer werdenden Lebensmittel. 
Mehr Sorgen bereiten die ständig steigenden 
Krankenkassenprämien, die unsichere Alters-
vorsorge, die viel teurere Energie, die negativen 
Sparzinsen, die ständig steigenden Gebühren 
und Taxen (das einst jahrelang zu 100 Franken 
angebotene Halbtaxabo der SBB kostet heute 
185 Franken). Die lange unterschätzte Gefahr 
der laufenden Geldentwertung ist deshalb mitt-
lerweile bei Volksumfragen in den so genannten 
«Sorgebarometern» zu Spitzenwerten eskaliert. 
Zu Recht. Denn es stellt sich die Frage, wie lange 
wir beim gegenwärtigen Lauf der Dinge unseren 
gewohnten Lebensstandard noch aufrecht erhal-
ten können.  

Was bedeutet Inflation eigentlich 
und was sind die Folgen ?
Eine klare Definition des Begriffs gibt es nicht. 
Inflation bedeutet schlicht, dass der Wert Ihres 
Geldes und Ihrer Vermögen abnimmt. Die In-
flation wird auch als Preissteigerungsrate oder 
Teuerung (Kaufkraftverslust) bezeichnet. Die 
marktwirtschaftliche Erklärung ist denkbar ein-
fach: Bei einer gegebenen Angebots/Nachfrage-
Situation steht angebotsseitig eine beschränkte 
Menge von angebotenen Gütern nachfrageseitig 
eine zu grosse Menge an Geld zur Verfügung, 
was zu teureren Preisen führt. Und die wer-
den auch zwingend bezahlt, soweit es sich um 
Güter der unflexiblen Nachfrage handelt (wie 
etwa Lebensmittel, Gesundheitsversorgung oder 
Energiebedarf, d.h. Güter, ohne die man nicht 
auskommen kann). Weniger zu zahlen bereit ist 
man bei Gütern der flexiblen Nachfrage, d.h. von 
Gütern, auf die man nötigenfalls auch verzichten 
kann. Die Folgen der Inflation können verhee-
rend sein, zum Elend für die Bürger bis hin zum 
Ruin ganzer Staatswesen führen. Das haben die 
Hyperinflationen der Vergangenheit hinreichend 
aufgezeigt.     

Hauptproblem: Das Sparen
Die verheerenden Folgen der Inflation sind nicht 
nur die teureren Preise und der fortlaufende 
Kaufkraftverlust, sondern es ist auch die zu-
nehmende wertmässige Vernichtung von Spar-
guthaben. Der Sparanreiz tendiert gegen Null, 
wenn das gesparte Geld immer weniger wert 
ist und man dafür, statt einen Zins zu kriegen, 
sogar noch Negativzinsen bezahlen muss. Zu-
dem fragt sich mancher, warum er denn über-

haupt noch sparen sollte. Für was denn? Für 
das Zahlen der Steuern? Da hilft doch der Staat 
mit Steuererleichterungen resp. mit gänzlichen 
Steuererlassen, wenn man offenbar nichts mehr 
besitzen sollte. Fürs Alter? Da sorgt doch der 
Staat nötigenfalls vor. Für die Gesundheit? Die 
Krankenkassen zahlen ja sowieso praktisch al-
les, zudem werden die Prämien nötigenfalls oh-
nehin subventioniert oder gänzlich erlassen. Die 
Folgen: Wer noch etwas Vermögen besitzt und 
um sein erspartes Geld fürchtet, flüchtet sich in 
den Kauf von wertbeständigen Sachwerten wie 
beispielsweise Immobilien. Das treibt dann auch 
dort die Preise in immer höhere Sphären.  

Die Ursachen
Die heutige Inflation wurde, obschon sie in 
vergangenen Zeiten zum individuellen Elend 
und zum Ruin ganzer Staaten geführt hat, als 
grosse Gefahr allzu lange krass unterschätzt. 
Dies, weil die Inflation weltweit von den mei-
sten Ökonomen nur als vorübergehendes Phä-
nomen deklariert wurde (zurückzuführen auf die 
Corona-Krise, auf Lieferengpässe infolge von 
Konflikten, wie der Ukrainekrieg etc.). Aber sie 
hat sich verstetigt, und dafür werden nunmehr 
oft fünf angebliche Gründe aufgeführt: Die Ab-
schwächung der Globalisierung, die demogra-
fische Entwicklung, die Stagnation der Arbeits-
produktivität, der Übergang zu einer grüneren 
Wirtschaft und die Staatsverschuldungen. 

Was ist davon zu halten? 
Die Abschwächung der Globalisierung mag nur 
dann zu Inflation führen, wenn man an die 
wundersame Wirkung eines ungebremsten Wirt-
schaftswachstums glaubt. Die demografische 
Entwicklung ist widersprüchlich: Der Bevöl-
kerungsexplosion in den armen Ländern steht 
ein Geburtenrückgang in der westlichen Welt 
gegenüber; das führt vielmehr zu Migrations-
problemen als zu Inflation. Die Stagnation der 
Arbeitsproduktivität und der Übergang zu einer 
grüneren Wirtschaft mögen als Argumente gül-
tig sein, denn die grün-linke Ökologisierung 
der Produktion verteuert die Herstellungskosten. 
Meines Erachtens ist das fünfte Argument, die 
fortlaufende Staatsverschuldung, der Haupttrei-
ber der Inflations-Seuche. Deshalb lohnt es sich, 
darauf detaillierter einzugehen.

Die Hauptschuldigen an der Inflation sind die 
Staaten (Staatengemeinschaften, Regierungen 
und Parlamente mit ihrer extensiven Ausga-
benpolitik und Schuldenwirtschaft) und ihre 
Handlanger, die staatlich gesteuerten Nati-
onal- oder Notenbanken – die eigentlich für 
Geldwertstabilität sorgen müssten – mit ihrem 
Hang (Zwang?) zur Geldvermehrung, d.h. der 
explosiv steigenden Herstellung von billigem 
Geld. Das dauernde Drucken von immer mehr 
Banknoten erhöht den Wohlstand nicht, sondern 
gefährdet die Geldwertstabilität immer mehr. 

Dass die USA mit ihrem US-Dollar als welt-
weite Leitwährung seit Jahren mit ihrer Politik 
der überrissenen Dollar-Produktion ihre eigenen 
nationalen Defizite decken, ist bekannt. Ebenso 

bekannt ist, dass die Europäische Union mit 
ihrer Totalverschuldungspolitik via Europäische 
Zentralbank krampfhaft versucht, mittels Auf-
kaufs von Staatspapieren von völlig defizitären, 
hochverschuldeten EU-Mitgliedsstaaten ihre ei-
gene Daseinsberechtigung zu sichern und auch 
krampfhaft die dauerkriselnde künstliche Wäh-
rung Euro zu retten, ist ebenso bekannt. Doch 
auch in Nicht-EU-Staaten wie der Schweiz ist 
die Tendenz exponentiell gestiegen, durch eine 
überrissene Ausgabenpolitik die einstige Schul-
denbremse   zur Makulatur verkommen zu las-
sen, namentlich wegen einer völlig ausser Rand 
und Band geratenen Sozialpolitik. Das bereitet 
Sorgen. Die Begründung der Linken ist einfach: 
Das Geld dafür sei ja vorhanden. Die Inflations-
gefahr lässt grüssen!

Inflationsbekämpfung vs. Interes-
senpolitik
Dass die Inflation nicht besser bekämpft wird, 
hängt sehr damit zusammen, dass die staatlichen 
Hauptakteure in diesem unheimlichen Spiel gar 
kein Interesse daran haben, dies zu tun. Das 
Geldausgeben für überrissene Staatsausgaben 
bringt ihnen erhoffte Stimmen im kommenden 
Wahlkampf, und die Verschuldung ist ihnen 
egal, denn Staatsverschuldungen werden durch 
die fortlaufende Geldentwertung zunehmend 
automatisch getilgt. Die privaten Kreditgeber 
bleiben auf der Strecke: Sie kriegen kaum noch 
Zinsen, und das von ihnen investierte Kapital ist 
bei der Rückgabe immer weniger wert. Lohn-
empfänger sind bevorzugt, denn ihr Lohn wird 
regelmässig der Teuerung angepasst. Aber die 
Rentner sind benachteiligt, denn ihre praktisch 
gleichbleibenden Rentengelder haben immer 
weniger Kaufkraft. 

Ein letzter, aber vielleicht unter-
schätzter Inflationsgrund
Zu den bereits oben erwähnten fünf Verursa-
chern der Inflation möchte ich einen sechsten 
hinzusetzen. Er mag nebensächlich klingen, ist 
aber meines Erachtens nicht zu unterschätzen. 
Es ist der zunehmende Druck, die Einkäufe 
nicht mehr bar bezahlen zu können/dürfen, son-
dern nur noch mittels Kreditkarten. Das Ziel 
ist evident: man soll auf einfacherem Wege 
mehr kaufen. Die Wirkung ist psychologisch: 
Durch die bewusste Einschränkung des phy-
sischen Kontakts zum Bargeld wird suggeriert, 
alles werde ja ohne eigenes Zutun automatisch 
bezahlt. So kriegen denn heute offenbar bereits 
fünfjährige Kinder eine Kreditkarte (als würde 
das übliche Smartphone nicht ausreichen!) und 
können damit kaufen, was sie wollen (ich kriegte 
einst als Kind bis zum Teenageralter jeweils fünf 
Franken Sackgeld pro Monat und musste damit 
auskommen). 

Das süsse Gift des billigen Geldes
Die Inflation ist das Resultat des süssen Gifts 
des billigen Geldes. Aber irgend jemand wird 
letztlich für die überrissene Ausgabenpolitik 
der Behörden und den unüberlegten privaten 
Konsumrausch bezahlen müssen. Das dürfte 
über kurz oder lang wirklich schmerzlich teuer 



DIE IDEE 2/2023  Junge SVP Schweiz  15

Impressum
Verleger/Chefredaktor:
Thomas Fuchs, Grossrat, Stadtrat, und aNationalrat 3018 Bern  
tf@thomas-fuchs.ch

Herausgeber:
Förderverein SVP/JSVP

Redaktion DIE IDEE:
Postfach, 3001 Bern

Ständige Mitarbeiter:
Grossrat David Trachsel, 4052 Basel; Nationalrat und Stadtrat 
Erich Hess, 3018 Bern; Rechtsanwalt, Grossrat und Stadtrat  
Dr. iur. Patrick Freudiger, 4900 Langenthal; Andreas Gerber, 
9240 Uzwil, Kevin Bonvin, 1950 Sion 

Telefon:	079 302 10 09
Telefax:	031 981 41 61
Homepage: www.zeitungidee.ch
E-Mail:	 idee@jsvp.ch
PC-Konto JSVP DIE IDEE 15-176039-8
BIC POFICHBEXXX
IBAN CH61 0900 0000 1517 6039 8

Layout:
Peter Hofstetter, Lurtigen

Erscheinungsweise: Quartalsweise, deutsch und französisch

Auflage: bis 70’000 Expl.

Abonnemente Schweiz:	 Fr. 35.–
Abonnemente Ausland:	 Auf Anfrage

Insertionspreise:
Gerne stellen wir Ihnen unsere Preisliste zu.
Anruf genügt (079 302 10 09).
Der Nachdruck ist mit Quellenangabe und Zustellung eines 
Belegexemplars an die Redaktion gestattet und erwünscht.
Gedruckt auf Recycling-Papier.

Gastkommentare und Inserate müssen sich nicht mit der 
Redaktionsmeinung decken. Wir üben keine Zensur aus, 
wie dies leider heute bei anderen Medien immer mehr vor-
kommt.	

werden. Einfache Lösungen für dieses Problem 
sehe ich keine. Aber sicher wäre es nötig, dass 
die Behörden mehr sparen und bedeutend we-
niger Geld in den Wirtschaftskreislauf pumpen 

würden, und dass jeder Einzelne sich in seiner 
Ausgabenpolitik vermehrt eigenverantwortlich 
nur nach der eigenen Decke strecken würde. 

Ernste gesundheitliche Folgen für 
Kinder nach Verzehr von Cannabis-
Produkten

Aus Info-Bulletin «Eltern gegen Drogen»

In den USA ist die Zahl der Vorfälle, bei denen 
Kinder mit Cannabis versetzte Esswaren verse-
hentlich verzehrt haben, seit der zunehmenden 
Legalisierung des Rauschgifts extrem gestiegen.

Wurden 2017 «nur» gut 200 Fälle registriert, 
in denen Kinder bis zum Alter von fünf Jahren 
solche Produkte gegessen hatten, waren es 2021 
mehr als 3050, wie aus einer in der Fachzeit-
schrift «Pediatrics» veröffentlichten Studie her-
vorgeht. Produzenten versetzen häufig Esswaren 
wie Schokolade, Kekse oder Kuchen mit Canna-
bis – Produkte, die für Kinder verlockend sind.
Wegen ihres geringen Körpergewichts kann 
der Verzehr für Kinder ernste gesundheitliche 
Folgen haben. Während im fünfjährigen Stu-
dienzeitraum kein Todesfall registriert wurde, 
mussten acht Prozent der betroffenen Kinder 
intensivmedizinisch behandelt werden, knapp 
15 Prozent mussten ins Krankenhaus. Die be-

troffenen Kinder waren im Durchschnitt drei 
Jahre alt. Zu den gesundheitlichen Folgen des 
versehentlichen Cannabis-Konsums gehörten 
Depressionen des zentralen Nervensystems, 
Koma, Herzrhythmusstörungen und Erbrechen. 
Zu Beginn der Studie im Jahr 2017 war der Can-
nabiskonsum in den USA nur in acht Bundes-
staaten sowie der Hauptstadt Washington legal. 
Bis Mai 2022 stieg die Zahl der Bundesstaaten 
mit legalem Cannabis-Konsum auf 18 an. Die 
Studienautoren vermuten einen Zusammenhang 
mit der stark gestiegenen Zahl der Vorfälle mit 
versehentlichem Haschischverzehr durch Kin-
der. Sie appellierten an Erwachsene, Haschisch-
Produkte nur in verschliessbaren, kindersicheren 
Behältern und versteckt zu lagern. Hersteller 
sollten die Produkte blickdicht verpacken und 
Warnhinweise zum übermässigen Konsum auf-
drucken.

Quelle: Keystone SDA, 4.1.2023

38%

62%

Ja klar, 
wieso nicht.

Nein, 
besser nicht.

Soll Cannabis in 
der Schweiz lega-
lisiert werden?

Bei einer Umfrage von Sucht Schweiz 
sagten 62 Prozent der Teilnehmenden Nein 
zu einer Cannabis-Legalisierung. Es ist nicht 
verwunderlich, warum die Vertreter/-innen 
einer «Laissez-faire»-Politik die offene De-
batte mit demokratischen Abstimmungen 
meiden...

Zum Wahlauftakt:
Jetzt die Hit-CD mit dem Erich Hess-Marsch «ÜSI 
SCHWIZ – MINI HEIMAT» kostenlos bestellen unter 
079 302 10 09 oder per Mail hesserich@gmx.ch oder 
anhören auf seiner Homepage www.erichhess.ch. 
Wir wünschen viel Spass und gute Stimmung!

www.zeitungidee.ch



16  Junge SVP Schweiz  DIE IDEE 2/2023

Testament / Legate
Möchten Sie über Ihr irdisches Leben hinaus Gutes tun? Dann be-
rücksichtigen Sie die SVP/JSVP in Ihrem Testament oder mit einem 
Legat. Jede Gabe stärkt das Werte-orientierte Engagement der SVP/
JSVP. Weitere Auskünfte sind bei der Redaktion erhältlich.
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Kaktus an:Rose an:

Rudolf Strahm Andreas Hostettler

SP-Urgestein alt Nationalrat und 
Preisüberwacher Rudolf Strahm 
kritisiert offen die grotesken Aus-
wüchse der Gender-Bewegung und 
nimmt sich die Narrenfreiheit eines 
Veterans, der nicht mehr auf Frak-
tion und andere Gremien Rücksicht 
nehmen muss. Er war offen für ein 
JA zur AHV-Reform und erklärte, 
zur Migration schweige die SP in 
allen Landesteilen. Nun kritisiert 
er die Sprache der SP als selbst-
ernannte Gesinnungspolizei und 
meint zu Recht, viele verstehen 
die Sprache der Linken nicht mehr. 
DIE IDEE belohnt diesen Mut mit 
der Rose. Hoffen wir, dass auch die 
linken Wählenden sich dies bald 
merken.

Der Zuger FDP-Regierungsrat 
Andreas Hostettler lobte seinen 
Parteikollegen Thomas Roth für 
die vorbildliche Führung. Dieser 
machte die Durchgangsstation 
Steinhausen zum Vorzeigemo-
dell für die Schweizer Asylpoli-
tik. Dann die fristlose Entlassung 
von Roth ohne Gespräch mit dem 
60jährigen und das wegen seinen 
Facebook-Einträgen als Privatper-
son zur Preisgabe der Neutralität 
der Schweiz im Ukrainekrieg und 
wegen Kritik am Sexualkundeun-
terricht und der «Ehe für Alle». 
Dass Hostettler selber Mitglied 
der Freikirche Chrischona Zug ist, 
störte niemanden. Die freie Mei-
nung ist in höchster Gefahr.

 Klimakleber machen sich einmal mehr lächerlich –  
die Quittung kommt hoffentlich bei den nächsten 
Wahlen

Das Ende der Credit Suisse – eine Schande  
für die Schweiz


